
aktuell | K AMMERaktuell · 9

DIE AKTIVE NUTZUNGSPFLICHT  
STEHT VOR DER TÜR.
LANGE IST ES NICHT MEHR HIN. AM 01.01.2022 GILT IN DEN MEISTEN VERFAHRENSORDNUNGEN BUNDESWEIT DIE 
SOGENANNTE AKTIVE NUTZUNGSPFLICHT. DAS BEDEUTET FÜR DIE ANWALTSCHAFT, DASS SCHRIFTSÄTZE NUR 
NOCH ALS ELEKTRONISCHE DOKUMENTE BEI DEN GERICHTEN EINGEREICHT WERDEN DÜRFEN, DA SIE ANSONSTEN 
UNHEILBAR UNWIRKSAM SIND. NUR IN AUSNAHMEFÄLLEN BLEIBT DIE HERKÖMMLICHE ÜBERMITTLUNG WIE BSPW. 
PER TELEFAX ZULÄSSIG, WENN EIN TECHNISCHER AUSFALL UNVERZÜGLICH GLAUBHAFT GEMACHT WIRD. DIE KOL-
LEGINNEN UND KOLLEGEN SIND DAHER DRINGEND AUFGERUFEN, SICH SO SCHNELL WIE MÖGLICH MIT DEN NEUEN 
BESTIMMUNGEN VERTRAUT ZU MACHEN UND IHRE KANZLEI AUF DIE ELEKTRONISCHE KOMMUNIKATION AUSZURICH-
TEN. ANSONSTEN DROHEN UNVERMEIDLICH HAFTUNGSFÄLLE.

1 � BT-DRS. 17/12634, S. 27.
2 �BGBL. I, S. 3786.
3 �BGBL. I, S. 2208.

AKTIVE NUTZUNGSPFLICHT –  
WAS IST DAS?

Der Begriff der aktiven Nutzungs-
pflicht findet sich nicht im Gesetz. 
Er ist genau betrachtet sogar ein 
wenig schief. Er soll bedeuten, dass 
die Prozessbevollmächtigten ver-
pflichtet sind, ihre Schriftsätze und 
Anlagen, Anträge und Erklärungen 
etc. als elektronische Dokumente zu 
speichern und „aktiv“ an die Gerichte 
auf elektronischem Weg zu übermit-
teln. Die „Nutzung“ eines bestimmten 
Kommunikationsmittels wie bspw. 
des beA ist aber gerade nicht vorge-
schrieben. Sinn und Zweck der Norm 
ist es, die Vorteile des elektronischen 
Rechtsverkehrs nicht dadurch zu 
beeinträchtigen, dass ein Teil der 
Anwälte weiterhin Papierdokumente 
an die Gerichte übersendet, die 
dann dort zu erheblichen Druck- und 
Scanaufwänden führen.1 Spätestens 
ab 01.01.2026 arbeiten die Gerichte 
nämlich ausschließlich mit der 
digitalen Akte (vgl. bspw. § 298a Abs. 

1a S. 1 ZPO).

Die Pflichten im Zusammenhang 
mit dem elektronischen Rechts-
verkehr wurden mit dem Gesetz 
zur Förderung des elektronischen 
Rechtsverkehrs mit den Gerichten 
vom 10. Oktober 20132 eingeführt und 
mit dem Gesetz zur Einführung der 
elektronischen Akte in der Justiz und 
zur weiteren Förderung des elektro-
nischen Rechtsverkehrs vom 5. Juli 
20173 erweitert. Die Einführung des 
elektronischen Rechtsverkehrs sollte 
dabei im wesentlich bundeseinheit-
lich und schrittweise erfolgen. So 
trat am 01.01.2018 bereits die „passi-
ve Nutzungspflicht“ in Kraft. Sie wird 
als reine Berufspflicht in § 31a Abs. 
6 BRAO geregelt und verpflichtet zur 
Nutzung des beA, aber nur in Bezug 
auf den Empfang und damit auf der 
Passivseite.

Die aktive Nutzungspflicht tritt zum 
01.01.2022 in Kraft. Sie wird geregelt 
sein in folgenden Prozess- bzw. Ver-

fahrensordnungen: § 130d ZPO, § 14b 
FamFG, § 46g ArbGG, § 65d SGG, § 55d 
VwGO, § 52d FGO und § 32d StPO (vgl. 
auch in Verbindung mit § 110c OWiG). 
Dokumente, für die die Schriftform 
(vgl. § 130 Nr. 6 Hs. 1 ZPO) vorge-
schrieben ist, müssen dann elektro-
nisch eingereicht werden. Lediglich 
Verteidiger sollen ihre Schriftsätze 
als elektronisches Dokument über-
mitteln. Nur die Berufung und ihre 
Begründung, die Revision, ihre 
Begründung und die Gegenerklärung 
sowie die Privatklage und die An-
schlusserklärung bei der Nebenklage 
müssen als elektronisches Dokument 
übermittelt werden.

Aufgrund Verordnungsermächtigung 
konnten zwei Bundesländer die Nut-
zungspflicht bereits vorab in Kraft 
treten lassen. Bereits seit 01.01.2020 
gilt sie in Schleswig-Holstein für den 
Bereich der Arbeitsgerichtsbarkeit 
und seit 01.01.2021 in Bremen für alle 
Fachgerichtsbarkeiten mit Ausnahme 
des LSG Niedersachsen-Bremen in 
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Celle und der Verwaltungsgerichts-
barkeit. Beim Einreichen von frist-
wahrenden Schriftsätzen ist dort 
also bereits heute höchste Vorsicht 
geboten. Dies zeigen die zahlreichen 
im Wesentlichen ergebnislosen 
Wiedereinsetzungsanträge, über die 
mittlerweile entschieden wurde.
Zu beachten ist schließlich, dass es 
bereits heute weitere Pflichten zur 
elektronischen Kommunikation gibt. 
Dazu gehört bspw. die Abgabe des 
elektronischen Empfangsbekenntnis-
ses (174 Abs. 4 S. 4 ZPO), das Mahn-
verfahren, § 702 Abs. 2 S. 2 ZPO, und 
das Einreichen von Schutzschriften, 
§ 945a ZPO in Verbindung mit § 49c 
BRAO. Besondere Aufregung hat in 
der Vergangenheit zudem die Recht-
sprechung bei Faxproblemen am Tag 
des Fristablaufs gesorgt: Danach sei 
auch ein Übermittlungsversuch per 
beA zu unternehmen. Der BGH hat 
diese Anforderung mittlerweile ein 
wenig relativiert: Die Benutzung des 
beA nach gescheiterter Übermittlung 
per Telefax sei jedenfalls dann kein 
zumutbarer, nur geringfügigen Auf-
wand verursachender alternativer 
Übermittlungsweg, wenn der Anwalt 
das beA bisher nicht aktiv zum 
Versand von Schriftsätzen genutzt 
habe und mit seiner Nutzung nicht 
vertraut sei.4

4 �BGH BESCHL. V. 17.12.2020 – III ZB 31/20, NJW 2021, 390, RN. 27.
5 �BT-DRS. 17/12634, S. 27.
6 �BGH BESCHL. V. 15.5.2019, XII ZB 573/18, NJW 2019, 2230 MIT WEITEREN NACHWEISEN.
7 � BT-DRS. 17/12634, S. 27.
8 � BT-DRS. 17/12634, S. 27.

AUSGESTALTUNG DER AKTIVEN 
NUTZUNGSPFLICHT

Die Form der Einreichung ist eine 
Frage der Zulässigkeit und daher von 
Amts wegen zu beachten. Wird die 
Form nicht gewahrt, ist die Prozess-
erklärung unwirksam. Im Falle der 
Klage erfolgt eine Abweisung durch 
Prozessurteil. Auf die Einhaltung 
kann auch der Gegner weder ver-
zichten noch sich rügelos einlassen 
(vgl. § 295 Abs. 2 ZPO). Die Nutzungs-
pflicht gilt dabei grundsätzlich 
für alle anwaltlichen schriftlichen 
Anträge und Erklärungen nach der 
jeweiligen Verfahrensordnung.5 Eine 
Heilung bspw. nach § 130a Abs. 6 ZPO 
kommt nicht in Betracht, weil kein 
Verstoß gegen die Verordnung über 
die technischen Rahmenbedingungen 
(§ 130a Abs. 2 ZPO in Verbindung mit 
der ERVV) vorliegt. Eine Wiederein-
setzung wird in der Regel an dem Or-
ganisationsverschulden des Anwalts 
scheitern. Allein die Unkenntnis der 
Normen zum elektronischen Rechts-
verkehr kann kein Entschuldigungs-
grund sein.6

Vorgaben im materiellen Recht wie 
etwa § 2356 Abs. 1 S. 1 BGB, die die 
Vorlage von öffentlichen Urkunden 
oder Ausfertigungen in gerichtlichen 
Verfahren vorschreiben, bleiben als 
leges speciales von der allgemeinen 
Nutzungspflicht elektronischer 
Kommunikationswege natürlich un-
berührt. Dasselbe gilt erst recht für 

die Vorlage von Urkunden, die vom 
Gericht zu informatorischen Zwe-
cken (§§ 142, 273 Abs. 2 Nr. 5 ZPO) 
oder zu Beweiszwecken angeordnet 
worden ist. Ausgeschlossen ist 
überdies nicht die Einreichung von 
Papierunterlagen, die im grenzüber-
schreitenden Rechtsverkehr zur Wei-
terleitung an eine ausländische Stelle 
bestimmt sind. Soweit in allen diesen 
Fällen zusätzlich eine Abschrift der 
vorzulegenden oder weiterzuleiten-
den Dokumente in Papierform für die 
Akten eingereicht werden soll, ist die 
Pflicht zur Einreichung in elektroni-
scher Form allerdings zu beachten.7

Ist die elektronische Übermittlung 
aus technischen Gründen vorüber-
gehend nicht möglich, bleibt die 
Übermittlung nach den allgemeinen 
Vorschriften zulässig. Die vorüber-
gehende Unmöglichkeit ist bei der 
Ersatzeinreichung oder unverzüglich 
danach glaubhaft zu machen; auf 
Anforderung ist ein elektronisches 
Dokument nachzureichen, vgl. bspw. 
§ 130d S. 2 und 3 ZPO. Die nach den 
allgemeinen Vorschriften zulässigen 
Einreichungsformen sind dabei die 
Übermittlung in Papierform oder 
durch Telefax (vgl. § 130 Nr. 6 Hs. 2 
ZPO). Diese Ersatzeinreichung ist nur 
für die Dauer der Störung zulässig. 
Dabei spielt es keine Rolle, ob die 
Ursache für die vorübergehende 
technische Unmöglichkeit in der 
Sphäre des Gerichts oder des An-
walts zu suchen ist.8 Die Möglichkeit 
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der Ersatzeinreichung ist verschul-
densunabhängig ausgestaltet.9

Die Möglichkeit der Ersatzeinrei-
chung kann vor allem zur Wahrung 
materiell-rechtlicher Verjährungs- 
oder Ausschlussfristen erforderlich 
sein, in die keine Wiedereinsetzung 
gewährt werden kann und bei denen 
§ 167 ZPO eine Rückwirkung auf den 
Zeitpunkt des Eingangs bei Gericht 
vorsieht. Allerdings wird durch die 
Einschränkung „aus technischen 
Gründen“ und „vorübergehend“ 
klargestellt, dass Anwälte hierdurch 
nicht von der Notwendigkeit ent-
bunden sind, die notwendigen tech-
nischen Einrichtungen für die Ein-
reichung elektronischer Dokumente 
vorzuhalten und bei technischen 
Ausfällen unverzüglich für Abhilfe zu 
sorgen.10

Vor diesem Hintergrund wurde 
daher auch vorgesehen, dass die 
technische Unmöglichkeit ein-
schließlich ihrer vorübergehenden 
Natur glaubhaft zu machen ist. 
Die Glaubhaftmachung (vgl. § 294 
ZPO) soll möglichst gleichzeitig mit 
der Ersatzeinreichung erfolgen. 
Jedoch sind Situationen denkbar, 
bei denen der Rechtsanwalt erst 
kurz vor Fristablauf feststellt, dass 
eine elektronische Einreichung nicht 
möglich ist und bis zum Fristablauf 
keine Zeit mehr verbleibt, die Un-
möglichkeit darzutun und glaubhaft 
zu machen. In diesem Fall ist die 
Glaubhaftmachung unverzüglich 

9 � ARBG LÜBECK URT. V. 1.10.2020 – 1 CA 572/20, BRAK-MITT 2021, 122.
10 � BT-DRS. 17/12634, S. 28.
11 � ARBG LÜBECK URT. V. 1.10.2020 – 1 CA 572/20, BRAK-MITT 2021, 122.
12 � HTTPS://BEA.BNOTK.DE/
13 � WWW.RECHTSANWALTSREGISTER.ORG

(ohne schuldhaftes Zögern) nach-
zuholen. Eine Glaubhaftmachung 17 
Tage nach der Störung ist nicht mehr 
unverzüglich. Die gerichtliche Kennt-
nis von der Störung des beA zu einem 
bestimmten Zeitpunkt macht die 
Glaubhaftmachung der Störung nicht 
entbehrlich. Glaubhaft gemacht wer-
den muss allein die Tatsache einer 
technischen Störung im Zeitpunkt 
der beabsichtigen Einreichung. Es 
bedarf keiner weiteren Sachverhalts-
aufklärung bspw. zu den Gründen der 
Störung oder eines Zuwartens aus 
sonstigen Gründen. Die Glaubhaft-
machung muss selbst wirksam (also 
im Zweifel elektronisch) eingereicht 
werden. Fehlt die Glaubhaftmachung 
oder wurde sie formunwirksam 
durchgeführt, wird auch die Ersatz-
einreichung unwirksam.11 

WAS IST JETZT ZU TUN?

Sofern Anwälte forensisch tätig sind, 
sollten sie schnellstens Vorkehrun-
gen treffen, um elektronische Doku-
mente an die Gerichte formwirksam 
übermitteln zu können. Dabei können 
verschiedene zugelassene Übermitt-
lungswege genutzt werden (vgl. § 4 
Abs. 1 ERVV) wie bspw. akkreditierte 
EGVP-Clients oder DE-Mail mit Ab-
senderbestätigung. Am einfachsten 
dürfte es aber sein, das beA zu 
verwenden, mit dem auf Empfangs-
seite ohnehin regelmäßig gearbeitet 
werden muss. Hierfür ist wenigstens 
die Anschaffung einer beA Karte 
Basis erforderlich, die über die Bun-

desnotarkammer bezogen werden 
kann.12 Die zur Bestellung benötigte 
SAFE-ID kann jeder Anwalt selbst im 
bundesweiten Gesamtverzeichnis 
recherchieren.13

Bei der Nutzung von beA bieten sich 
zwei Übermittlungsmethoden an, 
vgl. bspw. § 130a Abs. 3 S. 1 ZPO. 
Entweder das Dokument wird mit 
einer qualifizierten elektronischen 
Signatur versehen, für die aber 
wiederum ein entsprechendes Sig-
naturzertifikat anzuschaffen ist (beA 
Karte Signatur). Oder man macht von 
der vereinfachten Einreichungsmög-
lichkeit Gebrauch, die allerdings – so 
hat es sich mittlerweile gezeigt – 
fehleranfällig ist. Danach genügt es, 
wenn das elektronische Dokumente 
am Ende mit dem Namen der ver-
antwortenden Person versehen wird 
(einfache Signatur) und eben diese 
verantwortende Person aus ihrem 
beA heraus das Dokument selbst an 
das Gericht versendet.

Machen Sie sich darüber hinaus mit 
den Anforderungen an die elektroni-
schen Dokumente vertraut, wie sie 
in der ERVV und der dazu erfolgten 
Bekanntmachung niedergelegt sind. 
In der Regel ist das elektronische 
Dokument in druckbarer, kopierbarer 
und, soweit technisch möglich, 
durchsuchbarer Form im Datei-
format PDF zu übermitteln, § 2 Abs. 
1 ERVV. Denken Sie auch daran, für 
den Versand und die nachfolgende 
Eingangskontrolle organisatorische 

Https://bea.bnotk.de/
http://Www.rechtsanwaltsregister.org
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Anweisungen an Ihre Mitarbeiter 
zu erteilen, um sich im Falle einer 
Wiedereinsetzung exkulpieren zu 
können. Und sollten Sie noch Un-
sicherheiten in Bezug auf die recht-
lichen Rahmenbedingungen oder die 
technische Umsetzung haben, den-
ken Sie an den Besuch einschlägiger 
Fortbildungsveranstaltungen, die u.a. 
durch die RAK Sachsen angeboten 
werden.

Rechtsanwalt Alexander Siegmund

NEUE REGELUNG ZU VERTRETUNGEN

DER DIE VERTRETUNG REGELNDE § 53 BRAO IST MIT WIRKUNG ZUM 01.08.2021 EBENSO NEU 
GEFASST WIE § 54 BRAO. EINE ANZEIGEPFLICHT DER VERTRETERBESTELLUNG GEGENÜBER 

DER RECHTSANWALTSKAMMER AUS § 53 ABS. 6 BRAO A.F. EXISTIERT AB DEM 01.08.2021 AUS-
DRÜCKLICH NICHT MEHR. 

DER RECHTSANWALT MUSS NACH § 53 BRAO N.F. FÜR SEINE VERTRETUNG SORGEN, WENN 
ER ENTWEDER LÄNGER ALS EINE WOCHE DARAN GEHINDERT IST, SEINEN BERUF AUSZUÜBEN 

ODER ABER SICH LÄNGER ALS ZWEI WOCHEN VON SEINER KANZLEI ENTFERNEN WILL. DIE 
VERTRETUNG SOLL EINEM ANDEREN RECHTSANWALT ÜBERTRAGEN WERDEN. DIESEN SOLL 

DER RECHTSANWALT SELBST BESTELLEN. 

DER VERTRETENE HAT GEMÄSS § 54 ABS. 2 BRAO N.F. DEM SELBST BESTELLTEN VERTRETER 
EINEN ZUGANG ZU SEINEM BESONDEREN ELEKTRONISCHEN ANWALTSPOSTFACH (BEA) EINZU-
RÄUMEN. DER VERTRETER MUSS ZUMINDEST BEFUGT WERDEN, POSTEINGÄNGE ZUR KENNTNIS 

NEHMEN ZU KÖNNEN UND ELEKTRONISCHE EMPFANGSBEKENNTNISSE ABZUGEBEN.
DIE MÖGLICHKEIT, EINEN VERTRETER FÜR DAS GESAMTE KALENDERJAHR ZU 

BESTELLEN, SIEHT DIE BRAO NICHT MEHR VOR.

SEMINARE MIT  
ALEXANDER SIEGMUND

beA-Anwälte Teil 1: Grundlagen Kurs 50095

Dozent: Dr. Alexander Siegmund Ort: Online-Seminar
AnmeldungAnerkennung: BRAK-Fortbildungszertifikat Termin: Donnerstag, 14.10.2021, von 14:00 Uhr bis 17:15 Uhr, 

inkl. 15 Min. PausePreis: 99,00 €

beA-Anwälte Teil 2: Vertiefung Kurs 50096

Dozent: Dr. Alexander Siegmund Ort: Online-Seminar
AnmeldungAnerkennung: BRAK-Fortbildungszertifikat Termin: Montag, 15.11.2021, von 14:00 Uhr bis 17:15 Uhr,  

inkl. 15 Min. PausePreis: 99,00 €

https://www.datev.de/cuonpu2/mandant/25/SeminarUebersichtLayout.jspx?seid=27718
https://www.datev.de/cuonpu2/mandant/25/SeminarUebersichtLayout.jspx?seid=27718
https://www.datev.de/cuonpu2/mandant/25/SeminarUebersichtLayout.jspx?seid=27719
https://www.datev.de/cuonpu2/mandant/25/SeminarUebersichtLayout.jspx?seid=27719

